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Direkter Gegenentwurf zur Volksinitiative «Raus aus der Sackgasse! Verzicht auf die Wieder-
einführung von Zuwanderungskontingenten» 

Stellungnahme  

Sehr geehrte Frau Bundesrätin Sommaruga 
Sehr geehrter Herr Fürer 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Sie haben uns mit Schreiben vom 2. Februar 2017 zur Stellungnahme zum direkten Gegenentwurf zur 
Volksinitiative «Raus aus der Sackgasse! Verzicht auf die Wiedereinführung von Zuwanderungskon-
tingenten» eingeladen. Wir danken Ihnen für die uns eingeräumte Gelegenheit zur Stellungnahme. 

Der Schweizerische Arbeitgeberverband (SAV) ist seit 1908 die Stimme der Arbeitgeber in Wirtschaft, 
Politik und Öffentlichkeit. Er vereint als Spitzenverband der Schweizer Wirtschaft rund 90 regionale 
und branchenspezifische Arbeitgeberorganisationen sowie Einzelunternehmen. Insgesamt vertritt er 
über 100’000 Klein-, Mittel- und Grossunternehmen mit rund 2 Millionen Arbeitnehmenden aus allen 
Wirtschaftssektoren. Der SAV setzt sich für eine starke Wirtschaft und den Wohlstand der Schweiz 
ein. Zur Zukunftssicherung verfügt der Verband über anerkanntes Expertenwissen insbesondere in 
den Bereichen Arbeitsmarkt, Bildung und Sozialpolitik. 

I. Zusammenfassung der Position des Schweizerischen Arbeitgeberverbandes (SAV): 

 Der Schweizerische Arbeitgeberverband (SAV) lehnt die RASA-Initiative ab.  

 Der SAV teilt das Anliegen des Bundesrats und der Initianten der RASA-Initiative, das FZA 
und die Bilateralen Verträge I mit der EU zu erhalten, da sie von grosser wirtschaftlicher Be-
deutung sind und ihr Wegfall gravierende Konsequenzen für die Volkswirtschaft nach sich 
ziehen würde. 

 Der SAV lehnt sowohl die vorgeschlagene Variante 1 als auch die Variante 2 des direkten 
Gegenentwurfs als unklar und interpretationsbedürftig und somit nicht zweckdienlich ab.  
 

Frau Bundesrätin Simonetta Sommaruga 
Vorsteherin 
Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement 
Bundeshaus 
West 3003 Bern 
 
Per E-mail: 
Bernhard.Fuerer@sem.admin.ch 
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1. Grundsätzliches 

1.1 Wichtigkeit der Beziehung zur EU 

Eine K¿ndigung des FZA und der damit verbundene automatische Wegfall der Bilateralen Vertrªge I 
sowie der K¿ndigung allfªlliger anderer Abkommen zwischen der Schweiz und der EU w¿rde zu gros-
ser Unsicherheit und gravierenden Konsequenzen f¿r unsere Volkswirtschaft f¿hren. F¿r eine kleine, 
offene Volkswirtschaft wie die Schweiz ist der Zugang zu auslªndischen Mªrkten lebenswichtig. Rund 
60% der Schweizer Warenexporte gehen in die EU, andererseits bezieht die Schweiz rund 80% ihrer 
Importe aus der EU. Dank der Bilateralen Vertrªge erhªlt die Schweiz einen weitgehenden Zugang 
zum EU-Binnenmarkt mit seinen 500 Millionen Konsumentinnen und Konsumenten. Die EU und ihre 
28 Mitgliedstaaten sind die mit Abstand wichtigsten Handelspartner der Schweiz. 

Zudem w¿rde die Schweiz bei einer Umsetzung von Artikel 121a BV mit Kontingenten und Hºchstzah-
len aus verschiedenen europªischen Kooperationen ausgeschlossen, wie z.B. aus çHorizon 2020è 
und çErasmus+è. 

1.2 Keine zusätzlichen bürokratischen Hürden 

Angesichts der Bedeutung einer FZA-konformen Umsetzung der neuen Zuwanderungsregelung hat 
der Schweizerische Arbeitgeberverband das im parlamentarischen Prozess entstandene Umsetzungs-
resultat gutgeheissen. Trotzdem stellen wir aber fest, dass die verabschiedete Lºsung b¿rokratische 
Ansªtze aufweist, weshalb es im Rahmen der Umsetzungsarbeiten entscheidend sein wird, dass das 
Hauptaugenmerk auf eine praxistaugliche, unb¿rokratische und unternehmensfreundliche Umsetzung 
gelegt wird. Die Unternehmen benºtigen nebst Rechtssicherheit, schlanke, administrative Verfahren 
und keinen zusªtzlichen Aufwand. Der Fachkrªftebedarf soll weiterhin mit den besten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern abgedeckt werden kºnnen, auch wenn diese aus der EU kommen.  

2. Der SAV lehnt die RASA-Initiative ab 

Der Schweizerische Arbeitgeberverband lehnt die RASA-Initiative aus demokratiepolitischen Gr¿nden 
ab. Volk und Stªnde haben am 9. Februar 2014 die neuen Artikel 121a BV und 197 Abs. 11 BV (¦ber-
gangsbestimmung zu Art. 121a BV) angenommen und damit zum Ausdruck gebracht, dass sie die Zu-
wanderungsfrage neu regeln wollen. Diese Regelung hat das Parlament nun am 16. Dezember 2016 
beschlossen. Deshalb sollte der Bundesrat heute in erster Linie alles daran setzen, die RASA-Initian-
ten davon zu ¿berzeugen, ihr Volksbegehren zur¿ckzuziehen.  

3. Der SAV lehnt Variante 1 des direkten Gegenentwurfs ab 

Auch die beiden vorgeschlagenen Varianten eines direkten Gegenentwurfs lehnt der SAV ab.  

Unseres Erachtens w¿rde Variante 1 von den MEI-Bef¿rwortern ebenso wie die RASA-Initiative als 
Missachtung demokratiepolitischer Spielregeln durch schlechte Verlierer verstanden und entspre-
chend angeprangert. Die unklare und interpretationsbed¿rftige Formulierung: «Bei der Steuerung der 
Zuwanderung werden völkerrechtliche Verträge berücksichtigt, die von grosser Tragweite für die Stel-
lung der Schweiz in Europa sind.» erleichtert eine solche Argumentation und w¿rde unweigerlich zu 
grossen politischen Diskussionen f¿hren. Der Gegenvorschlag 1 wird deshalb abgelehnt. 

4. Der SAV lehnt auch Variante 2 des direkten Gegenentwurfs ab 

Gemªss Art. 197 Ziff. 11 Abs. 1 hat der Bundesrat den Auftrag, vºlkerrechtliche Vertrªge, die Art. 
121a BV widersprechen, innerhalb von drei Jahren neu zu verhandeln und anzupassen. Die EU hat 



 

 

 

Seite 3  
 

bis heute keine Bereitschaft gezeigt, solche Verhandlungen über eine Anpassung des bestehenden 
FZA zu führen. Dies hat aber keine verfassungsrechtlichen Konsequenzen. Der Verhandlungsauftrag 
besteht auch nach Ablauf der Dreijahresfrist fort. Der SAV erachtet zudem die Möglichkeit als gege-
ben, dass dem Verfassungsauftrag bei Änderung der internationalen Verhältnisse zu einem späteren 
Zeitpunkt nachgekommen werden kann. 

Art. 197 Ziff. 11 Abs. 2 BV könnte ohne weiteres gestrichen werden, da die Ausführungsgesetzgebung 
durch das Parlament verabschiedet worden ist. Der SAV vertritt diesbezüglich die Ansicht, dass diese 
Gesetzesanpassung allein aber keine Volksabstimmung zur Änderung der Bundesverfassung recht-
fertigt. 

Der SAV lehnt deshalb auch Variante 2 des direkten Gegenentwurfs ab. 

Es bleibt uns abschliessend anzumerken, dass für den Fall, dass das Referendum gegen die vom 
Parlament beschlossene MEI-Umsetzung zustande kommt, sich eine neue Ausgangslage für die Be-
urteilung der Varianten des RASA-Gegenentwurfs ergeben kann.  

Mit freundlichen Grüssen 

SCHWEIZERISCHER ARBEITGEBERVERBAND 

Prof. Dr. Roland A. Müller  Daniella Lützelschwab 
Direktor      Mitglied der Geschäftsleitung 
        Ressortleiterin Arbeitsmarkt und Arbeitsrecht 
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